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Das Jahr 2002 brachte für die britische Politik in mancherlei Hinsicht, aber
besonders für das europäische Engagement, schwere Prüfungen mit sich. Noch vor
einiger Zeit hatte Premierminister Tony Blair Großbritannien als „zentrale Macht"
gesehen, die dazu in der Lage sei, bei einer Reihe von Bereichen, besonders im
transatlantischen und im europäischen, balancierend und Brücken schlagend zu
agieren. Solch eine Rolle bringt große diplomatische und politische Vorteile mit
sich, doch sie birgt auch eine Reihe von Unwägbarkeiten, gerade dann, wenn der
Wandel in den vertäuten Feldern die Anpassungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit der
britischen Politik herausfordert.

2002 geriet die britische Politik in schwere Gewässer. Innerhalb der EU erzeug-
te der Druck des Konvents zu institutionellen Veränderungen eine neue Dynamik.
Gleichzeitig stellte die Entwicklung in Schlüsselbereichen der europäischen Politik,
namentlich die des Euro, ihre eigene Herausforderung für ein immer noch unent-
schiedenes Land dar. Entscheidende Wahlen in Frankreich und Deutschland führten
zu Machtverschiebungen innerhalb dieser Länder und in der EU. Schließlich schu-
fen in einer globalen Perspektive der „Krieg gegen den Terror" und andere Aspekte
der US-Politik ein Dilemma für Blairs Regierung, dies galt ganz besonders für den
Irakkonflikt. Diese Veränderungsprozesse waren so miteinander verzahnt, dass ihre
Interaktion am Ende des Jahres an die Rolle und die Position Großbritanniens in
Europa schwierige Fragen stellte; keine vollkommen neuen Fragen, doch wurden
sie in einer neuen und potentiell gefährlichen Weise gestellt.

Institutionelle Fragen

Der Europäische Rat von Laeken vom Dezember 2001 war übereingekommen,
einen Konvent zur Formulierung eines neuen „Verfassungsvertrags" einzurichten.
Die britische Position war dabei einerseits gekennzeichnet von vorsichtiger Unter-
stützung, da die Notwendigkeit für ein transparenteres und einfacheres institutio-
nelles Gefüge der EU gesehen wurde, und andererseits von der Wahrung der briti-
schen Interessen in einer Reihe von Schlüsselfragen. Anfang 2002 konzentrierte
sich die Aufmerksamkeit auf die Zusammensetzung des Konvents. Die Mitglied-
staaten und auch die Beitrittskandidaten wurde von einem Regierungsvertreter und
einem regierungsunabhängigen Delegierten repräsentiert, darüber hinaus saßen
Repräsentanten der EU-Institutionen im Konvent. Der Vertreter der britischen
Regierung war Peter Hain, der im Außenministerium zuständige Staatsminister für

Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003 407



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EU

Europaangelegenheiten. Weitere britische Vertreter kamen aus allen Parteien und
vor allem aus dem Europäischen Parlament, darunter entschieden föderalistische
Denker wie Andrew Duff.

Die Agenda der britischen Regierung für den Konvent verlief im Großen und
Ganzen zweigleisig. Sie war für eine klare Kompetenzabgrenzung, gerade wenn
dies auf eine Stärkung der Mitgliedstaaten und eine Beschränkung der Kompe-
tenzen der europäischen Institutionen, wie die der Kommission, hinauslief. Sie war
auch dazu bereit, in einer Reihe von Bereichen, in denen es den britischen Inte-
ressen entsprach (beispielsweise beim Einwanderungs- und Asylrecht), das Veto-
recht aufzugeben, machte aber unmissverständlich klar, dass sie in sakrosankten
Bereichen wie der Außen- und Verteidigungspolitik oder der Steuerpolitik ohne zu
zögern dazu bereit wäre, jeden Vorschlag in der Regierungskonferenz abzublocken.

Die ersten Manöver im Konvent zeigten eine vorsichtig konstruktiv taktierende
britische Regierung, während einige der Parlamentarier des Europäischen Parla-
ments und andere Vertreter des Vereinigten Königreichs sich schnell für radikalere
Lösungen begeistern konnten. Eine frühe britische Initiative, die aber schnell in der
Versenkung verschwand, war der Vorschlag, eine „zweite Kammer" neben dem
Europäischen Parlament zur Stärkung der nationalen Parlamente einzurichten.

Substanzieller war der britische Wunsch nach einem semi-permanenten Präsi-
dent des Rats, der zur Vermeidung der sechsmonatigen Rotation, einem alten Ärger-
nis besonders in den Augen der großen Staaten, führen sollte. Diese Position wurde
von Frankreich geteilt, von den kleinen Staaten aber, die ein Direktorat der großen
Mitgliedsländer befürchteten, misstrauisch beäugt. Die Briten brachten auch eine
Anzahl von Vorschlägen zur Effizienzsteigerung des Rats ein, die alle auch auf eine
Stärkung der großen Mitgliedstaaten hinausliefen. Obwohl anfänglich eine breite
Grundlage für eine Zusammenarbeit in institutionellen Fragen mit Frankreich be-
stand, entschwand diese doch im Verlauf des Jahres zusehends, da die französische
Regierung nach den Wahlen in Deutschland und Frankreich sehr darauf bedacht
war, den deutsch-französischen Motor wieder in Schwung zu bringen. Zunehmend
erschien das Vereinigte Königreich in einer isolierten Position, da die Franzosen
und die Deutschen gerade in den Bereichen neuen Initiativen auf den Weg brach-
ten, in denen die Briten besonders sensibel waren - bei der Außen- und Verteidi-
gungspolitik (einschließlich der Idee eines gegenseitigen Beistandspakts, den Groß-
britannien als Bedrohung der Nato empfand), in der Steuerpolitik und bei den euro-
päischen Bürgerrechten.

Am Ende des Jahres spielten die Briten zwar noch eine aktive Rolle, der mög-
liche Einfluss ihrer Position auf das Endergebnis des Konvents wurde aber immer
unklarer. Doch sie waren engagiert: Peter Hain wurde (trotz seines Wechsels auf
den Posten des Ministers für Wales) gewichtiger Einfluss attestiert; Tony Blair und
sein Außenminister Jack Straw hielten eine Reihe wichtiger Reden mit stark pro-
europäischem Akzent. Eindeutig war dennoch, dass die Briten an der Begrenzung
der Ergebnisse in ihrem Sinne ebenso arbeiteten wie an neuen Initiativen. Auf jeden
Fall nahmen die Briten den Konvent sehr ernst, da sie realisiert hatten, dass sein
Ergebnis einen starken Einfluss auf die Regierungskonferenz haben wird.
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In wenigstens zwei weiteren Bereichen des institutionellen Wandels spielten die
Briten eine aktive, aber nicht unbedingt eindeutige Rolle. Das ganze Jahr über war-
ben sie für eine „wirtschaftliche Reform" in der EU, am deutlichsten sichtbar wäh-
rend des Europäischen Rats von Barcelona. Dieser Bereich war zu einem zentralen
Teil der britischen Agenda geworden und wurde wenigstens bis zu einem gewissen
Grad von der spanischen und der italienischen Regierung unterstützt. Es war jedoch
nicht klar, wie sich die britischen Aktivitäten auf zentrale Bereiche wie die Deregu-
lierung des Energiesektors (siehe unten) auswirkten. Schließlich spielten die Briten,
im Einklang mit dem Bestreben einer Begrenzung der Asylbewerberverfahren in
Großbritannien selbst, eine sehr aktive Rolle bei der institutionellen Veränderung
der Asyl- und Einwanderungspolitik und forderten die Abschaffung des nationalen
Vetos. Mehrere Initiativen wurden in diesem Bereich gestartet, doch wieder war am
Ende des Jahres nicht klar, ob es den Briten gelungen war, die Debatte in ihrem
Sinne zu bewegen - ganz zu schweigen von institutionellen Ergebnissen.

Innereuropäische Entwicklungen

Natürlich ist es schwierig, in einer Reihe von politischen Bereichen institutionelle
Belange von substanziellen zu trennen (beispielsweise im Fall der oben erwähnten
Einwanderungs- und Asylpolitik). Dennoch ist es möglich, einige Entwicklungs-
linien in europäischen Politikfeldern zu identifizieren, denen 2002 eine besondere
britische Aufmerksamkeit zu Teil wurde. An erster Stelle stand der Euro und die
Frage einer möglichen britischen Teilnahme. An zweiter Stelle folgte die bereits
erwähnte ökonomische Reformagenda. An dritter Stelle kam das Thema der Erwei-
terung, das mit vielen EU-Politiken verbunden war. Schließlich folgte das, was man
„Lebensmittelpolitik" nennen könnte: Eine Reihe von Themen, die auch die Regu-
lierung gentechnisch veränderter Lebensmittel betrafen, sich vor allem aber auf die
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik bezogen. Diese vier Punkte bildeten den
Kern des britischen Engagements.

Die bekannte Geschichte vom Verhältnis der Labour-Regierung zum Euro wurde
auch 2002 nicht weniger kompliziert als im Jahr davor. Auf einer Ebene war dies
die Geschichte vom Premierminister und seinem Schatzkanzler Gordon Brown,
dem Wächter der „fünf ökonomischen Tests", die die britische Politik leiten sollten.
Das ganze Jahr über gab es eine fieberhafte Debatte über die Frage, ob die politi-
sche Vorliebe des Premiers für ein früheres Euro-Referendum die wirtschaftliche -
und politische - Klugheit des Schatzkanzlers würde ausstechen können. Im Herbst
war eine Serien von Studien - vierzehn insgesamt - , die die Grundlage für die fünf
Tests liefern sollten, auf den Weg gebracht. Wenn die Atmosphäre noch durch
irgendetwas angeheizt werden konnte, dann durch die Debatte innerhalb der Euro-
zone über den Stabilitäts- und Wachstumspakt, die sich durch das Verfehlen der
Kriterien des Pakts in Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal weiter ver-
schärfte. Die Versuche, mit diesen Problemen fertig zu werden, die zu ernsten Miss-
stimmungen führten, lösten auf der Insel zwei Gefühle aus: Einmal Schadenfreude,
als man sah, dass die Erfinder des Pakts mit ihm selbst nicht zurechtkamen, und
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dann die Verachtung des Pakts selbst. Diese wurde evident durch die Weigerung des
Schatzkanzlers, irgendwelche derartigen Überwachungsreglements zu akzeptieren.
Zur gleichen Zeit aber begann sich das Gefühl zu regen, dass diese Probleme zu
einer Veränderung des Pakts führen könnten, die es den Briten erleichtern würde,
ihn zu akzeptieren. Am Ende des Jahres waren diese Gefühle noch nicht verflogen
und sie verbanden sich mit dem Umstand, dass das Pfund sich merklich gegenüber
dem Euro abgeschwächt hatte und sich dem idealen Umtauschkurs für einen Beitritt
zum Euro näherte.

Diese neuen Gegensätzen kamen so zu der bestehenden britischen Ambivalenz
gegenüber dem Euro hinzu. Auf der einen Seite setzte sich die Einsicht weiter
durch, dass ein Fernbleiben kostspielig sein könnte, besonders dann, wenn es sich
herausstellen sollte, dass das Vereinigte Königreich langfristig das einzige Mitglied
der 25 bleiben könnte, das den Euro nicht einführt. Dieses Gefühl wurde verstärkt
durch die schwedische Entscheidung, im September 2003 ein Referendum zum
Euro abzuhalten. Auf der anderen Seite gab es aber auch das Gefühl, dass Schatz-
kanzler Brown seine massiven öffentlichen Ausgaben nicht dem Stabilitäts- und
Wachstumspakt wird unterwerfen wollen. Die Berechtigung dieser Haltung wurde
besonders von einer Reihe von Gewerkschaften unterstützt, die schon massive
Einschnitte der öffentlichen Hauhalte befürchteten. Die öffentliche Meinung blieb
negativ, war aber nach Einschätzung vieler Beobachter „weich" genug, um in einer
Referendumskampagne umgestimmt zu werden. Die Meinung der Geschäftswelt
war weniger negativ als in früheren Perioden, doch hatte die Wirtschaft dringliche-
re Probleme mit der EU, hauptsächlich was die Überregulierung des Binnenmarkts
anging. Den Bemühungen, im Jahr 2002 eine große Debatte über den Euro zu lan-
cieren, war jedoch besonders wegen des schwelenden Irakkonflikts (siehe unten)
kein Erfolg beschieden.

Wir haben uns bereits auf die Agenda der „wirtschaftlichen Reform" bezogen,
die Großbritannien besonders auf dem Europäischen Rat von Barcelona vorantrieb.
Auch wenn dies als institutionelles Problem gesehen werden kann, ist es doch auch
ein Bereich direkter und substanzieller Politik. Die „Wettbewerbsfähigkeit-Agen-
da", die von der etwas merkwürdigen Allianz Großbritanniens, Italiens und Spa-
niens vorgelegt wurde, erlangte einige Bedeutung und fand ihren Weg in ein
Weißbuch des britischen Finanzministeriums mit dem schönen Titel „Realizing
Europe's Potential". Eines der Schlüsselthemen war die Deregulierung des Energie-
markts, die Großbritannien schon weit vorangetrieben hatte und bei der besonders
die Franzosen eine radikale Reform ablehnten; gleichzeitig führten die Briten den
Widerstand gegen eine Steuerharmonisierung mit dem Argument des Steuerwett-
bewerbs und seine segensreiche Auswirkung auf die Wettbewerbsfähigkeit insge-
samt an. In Barcelona und auch im weiteren Verlauf des Jahres endete diese
Konfrontation in einer Sackgasse: Den Briten gelang es, die Rufe nach Steuer-
harmonisierung abzublocken; sie mussten aber hinnehmen, dass die Franzosen die
Reform des Energiesektors verlangsamen, wenn nicht gar stoppen würden.

Neben dem Euro und der wirtschaftlichen Reform war auch die britische
Regierung mit der Erweiterung beschäftigt. Die britische Regierung unterstützte
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stets die Erweiterung, weil sie darin zum einen eine Bremse für weitere Vertie-
fungsschritte sah und weil sie sich zum anderen davon eine Veränderung des inter-
nen Gleichgewichts in der EU zu ihren Gunsten erhoffte. Die gesamten neunziger
Jahre hindurch war Großbritannien deswegen für die schnellst- und größtmög-
lichste Erweiterung eingetreten. Bei zumindest einigen Fragen, bei denen andere
Mitgliedstaaten schwere Bedenken hatten, war Großbritannien bereit, Risiken
zugunsten einer zügigen Erweiterung einzugehen - beispielsweise im Fall der
Freizügigkeit von Personen, bei der Großbritannien die sofortige Freizügigkeit
nach dem Beitritt durchsetzte. Auch 2002 verstand Großbritannien seine traditio-
nelle Unterstützung für die Erweiterung auch als Lösung für schwierige politische
Konflikte, besonders im Falle Zyperns.

Die generelle Unterstützung für die Erweiterung bedeutet nun nicht, dass die bri-
tische Position vollkommen frei von Kontroversen gewesen wäre. Das erste Thema,
bei dem dies 2002 offensichtlich wurde, war die zukünftige Finanzierung der
erweiterten Union und dabei besonders die der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP).
Großbritannien konnte die durch die zehn neuen Mitglieder wahrscheinlich dro-
henden, nie dagewesenen Lasten als eine Gelegenheit aufgreifen, die Reform der
GAP voranzutreiben; die Franzosen sahen die Notwendigkeit, den Status quo mit
allen Mitteln zu verteidigen. Wir werden weiter unten sehen, was sich daraus im
Herbst 2002 entwickelte. Das zweite umstrittene Thema in der britischen Position
zur Erweiterung war ein möglicher Beitritt der Türkei. Mit dem näher rückenden
Gipfel von Kopenhagen wurde der Druck sowohl von der neu gewählten türkischen
Regierung wie von den USA, der Türkei ein Datum für den Beginn von Beitritts-
verhandlungen einzuräumen, extrem hoch. Die Briten selbst tendierten dazu, einen
frühen Verhandlungsbeginn zu unterstützen; ob aus eigenem Antrieb oder dem der
amerikanischen Verbündeten, es brachte sie auf direkten Konfrontationskurs mit
den Franzosen, den Deutschen und anderen, die heftige Bedenken hegten. Der
Streit endete vor und während des Gipfels von Kopenhagen mit dem Vorwurf
unstatthafter Einmischung in die inneren Angelegenheiten der EU und gegenseiti-
gen Beschimpfungen, mündete aber dann doch noch in letzter Minute in einen
wackligen Kompromiss.

Wie erwähnt war die GAP einer der Hauptgründe, die 2002 zur Eintrübung des
britischen Verhältnisses zu manchen seiner zentralen Partner in der EU führte. Im
Herbst wurde sie in mancherlei Hinsicht zum Blitzableiter für eine breite Palette
von Gegensätzen, die aus dem transatlantischen Verhältnis herrührten und sich vor
allem im Streit mit den Franzosen entluden. Anfang des Jahres waren die Reform-
vorschläge der Kommission zur GAP auf die Unterstützung der Briten und den
Widerstand der Franzosen gestoßen (ein bekanntes Szenario!). Im Verlauf des
Jahres wurde der Zusammenhang zwischen der GAP und den Erweiterungskosten
immer enger. Die Beitrittskandidaten verlangten die umgehende Ausdehnung der
Direktzahlungen; die Deutschen wünschten sich eine Begrenzung der Agraraus-
gaben; die Briten wollten ebenfalls eine Begrenzung und waren auch sehr an einer
strukturellen Reform interessiert. Als die Franzosen und die Deutschen eine Über-
einkunft ankündigten, die die Ausgaben auf absehbare Zeit auf dem aktuellen Stand
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einfror und die Franzosen es wagten, britische Beschwerden mit der Notwendigkeit
einer Überprüfung des britischen Rabatts in Zusammenhang zu bringen (sakrosankt
seit den Tagen Margaret Thatchers), ergab dies ein explosives Gemisch. Das Ergeb-
nis war eine Konfrontation zwischen Premierminister Blair und Staatspräsident
Chirac während des Europäischen Rats von Brüssel. Ausgelöst wurde diese durch
die Anschuldigung Blairs, dass die Franzosen nicht mehr zu ihren Verpflichtungen
gegenüber den Entwicklungsländern in der Welthandelsorganisation und anderswo
stünden, was zu einer Absage geplanter französisch-britischer Treffen führte und
erst spät am Tag in eine nur unbehagliche Annäherung gerettet werden konnte.

Außereuropäische Entwicklungen

Trotz den Kabalen des Konvents, den internen Spannungen wegen des Euro und der
offenen Konfrontation, verursacht durch die GAP, war das letzte Jahr für die Briten
doch vor allem von Sicherheits- und Verteidigungsfragen und genauer durch das
„Machtdreieck" Vereinigtes Königreich, EU und USA dominiert worden. Diese
Spannungskonstellation wurde schon Ende 2001 mit den Anschlägen des 11. Sep-
tembers, dem folgenden Krieg in Afghanistan und dem dann erklärten Krieg gegen
den Terror deutlich. Mit Bezug auf den Krieg in Afghanistan und den Krieg gegen
den Terror konnten die Briten „gute Europäer" und gleichzeitig loyale Verbündete
der USA bleiben. Sie beteiligten sich voll an der Einführung eines europäischen
Haftbefehls und am Einfrieren von Konten tatsächlicher und potentieller Terror-
organisationen in Europa. Zusammen mit anderen Mitgliedstaaten der EU dachten
sie aber auch mit einigem Unbehagen an die menschenrechtliche Situation der US-
Gefangenen auf Guantanamo Bay und setzten sich besonders für die britischen
Staatsbürger unter ihnen ein, denen ein Militärgericht und die Todesstrafe drohte.
Zur gleichen Zeit blieben sie in Afghanistan loyale Verbündete und spielten in der
Stabilisierungstruppe um Kabul sowie bei Sicherungsmaßnahmen in der Region
eine tragende Rolle.

Die Briten teilten mit ihren Partnern in der EU auch die allgemeinen Sorgen über
den anhaltenden amerikanischen Unilateralismus und den konfrontativen Ansatz
der US-Diplomatie. Sie protestierten gemeinsam mit ihren EU-Partnern gegen die
von George W. Bush in seiner Rede an die Nation im Januar 2002 gezogene „Achse
des Bösen" von Irak, Iran und Nordkorea und sie teilten die Sorge über die Strategie
des Präventivkriegs, die der neuen nationalen Sicherheitsstrategie der USA vom
Herbst zugrunde lag, auch wenn diese Sorge öffentlich von anderen in der EU vor-
getragen wurde. Die Briten spiegelten EU-Positionen wider, wenn sie für eine
Fortsetzung des „kritischen Dialogs" mit dem Iran eintraten und sie bevorzugten
mit ihren Verbündeten in der EU eine diplomatische Gangart gegenüber Nordkorea.

Auch teilte London die EU-Position gegenüber Washingtons Ablehnung des
Kyoto-Protokolls zum Klimawandel und verbrachte, jedoch erfolglos, viel Zeit
damit, die USA zur Änderung ihrer Sichtweise zu veranlassen. Die Briten waren
ebenfalls empört über das amerikanische Verhalten in der Sache des Internationalen
Strafgerichtshofs, insbesondere über den Versuch der Amerikaner, mehrere Partner
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zu zwingen oder zu überreden, mit ihnen Sonderabkommen zu schließen. London
beteiligte sich vollständig an der gemeinsamen Reaktion der EU auf die einseitige
Einführung von Zöllen auf Stahlimporte durch die USA im Frühjahr 2002.
Schließlich verbrachten die Briten viel Zeit damit, die EU-Position im israelisch-
palästinensischen Konflikt zu stärken. Dabei versuchten sie, die USA in die
Richtung einer Zwei-Staaten-Lösung zu bewegen, und lehnten die Bestrebungen
der Bush-Administration ab, Jassir Arafat als Präsidenten der Autonomiebehörde
die Legitimität zu entziehen. In all diesen Bereichen kann gesagt werden, dass die
Briten sich als „gute Europäer" verhielten.

Doch alle diese „europäischen" Aktivitäten verblassten vor der anderen zentra-
len Argumentationslinie der britischen Sicherheitspolitik: dem Festhalten an der
US-Position gegenüber dem Irak, die - wenigstens aus der Sicht Washingtons -
organisch aus dem „Krieg gegen den Terror" erwachsen war. Seit Anfang 2002, so
kann man aus heutiger Sicht konstatieren, wurden die Briten kontinuierlich und
mehr oder minder aus freien Stücken für den amerikanischen Wunsch nach einem
Regime Wechsel in Bagdad angeworben. Dabei war klar, dass einmal der Punkt
kommen würde, an dem die Wahl zwischen einer Strategie der Diplomatie und der
Eindämmung und einer Strategie der Gewalt zu treffen wäre. Die Außenpolitik der
Regierung Blair verbrachte 2002 viel Zeit damit, bewusst oder unbewusst diesen
Termin hinauszuzögern, um gleichzeitig ein „guter Europäer" zu sein und auf einer
Linie mit den USA bleiben zu können. So plädierten die Briten auf den Gipfeln von
Barcelona und Sevilla für eine Einigung mit den USA, während die Mehrheit (aber
nicht alle) eine andere Linie vertrat.

Im Verlauf des Herbsts setzten die Briten ihr Vertrauen in das Zustandekommen
einer Resolution des UN-Sicherheitsrats (Resolution 1441), die vom Irak den freien
Zugang für UN-Waffeninspekteure forderte, aber hinsichtlich der Notwendigkeit
einer zweiten Resolution zur Autorisiemng von Gewalt - sollten die Inspekteure
mit einem negativen Verdikt zurückkommen - zweideutig blieb. An diesem Punkt
wurde die Trennlinie zwischen der britischen Politik und den meisten anderen EU-
Mitgliedern offenkundig. Während die Briten ihren Beziehungen zu Washington
Priorität einräumten und für die US-Politik in der UNO und in Europa warben, wur-
den die Europäer zunehmend misstrauischer, wenn nicht besorgt über die Politik
der USA und setzten ihr Vertrauen in eine multilaterale Lösung durch UN-Inspek-
teure. Der Sprecher dieser Linie wurde Frankreich, das die Resolution 1441 anders
als die Briten so interpretierte, dass eine zweite Resolution unumgänglich für einen
legitimen Einsatz von Gewalt wäre. In dieser Sicht der Dinge bekam Frankreich
Unterstützung von Deutschland, dessen Verhältnis zu den USA zunehmend ange-
spannter wurde, und von einer Reihe anderer EU-Mitglieder.

Die Briten wurden zusehends von ihrem Spagat zwischen Europa und Amerika
überfordert und nahmen darüber hinaus noch schmerzlich wahr, wie nach den
Wahlen in Deutschland und Frankreich die deutsch-französische Achse wieder rund
lief. Am Ende des Jahres stand die grundlegende Frage nach der gemeinsamen
Basis von Werten und Möglichkeiten zur Sicherung des internationalen Friedens im
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Raum, die sich durch den innenpolitischen Dissens über die britische Irakpolitik für
das Vereinigten Königreich noch verschärft stellte.

Es ist verführerisch hier schlusszufolgern, dass die britische Position zunehmend
in fast allen außen- und sicherheitspolitischen Belangen gegen die Mehrheit in der
EU stand, doch wir sahen, dass dies selbst für Bereiche nicht gilt, die in enger
Beziehung zur Irakkrise stehen. In einer Reihe weiterer Bereiche vertraten die
Briten eine eindeutig „europäische Position". Sie unterstützen die Ausweitung der
Rolle der EU in Bosnien (durch eine Polizeimission) und in Mazedonien (mit einer
angemessenen Absicherung gegen eine eventuelle Unterminierung der Nato). Sie
setzten sich ebenfalls vehement für härtere Sanktionen gegen Robert Mugabes
Regime in Simbabwe ein - ein Land, das als ehemalige Kolonie für London von
besonderem Interesse war. Dennoch war das Thema am Ende des Jahres die Frage,
welche Auswirkungen die zunehmenden Divergenzen mit zentralen EU-Ländern
beim Irakthema auf die generelle Position Großbritanniens in der Union haben
könnte.

Schlussfolgerungen

Wie zu Beginn des Kapitels angemerkt war dies ein Jahr der Herausforderungen
und des Wandels für die britische Position in der EU. Manche Herausforderungen
waren neu und dringlich, da sie die britische Orientierung hinsichtlich der institu-
tionellen Reform betrafen, andere bewegten sich im bekannten Fahrwasser briti-
scher Bedenken. Wieder andere spiegelten die Veränderung der internationalen
Landschaft wider und dies ein Stück weit vermittelt und konzentriert durch die
Mitgliedschaft in der EU. Auch wenn diese Prozesse nicht präzedenzlos waren, ver-
dichteten sie sich doch 2002 in einem nahezu unbekannten Ausmaß. Die Auswir-
kungen werden sowohl im In- wie im Ausland in den kommenden Jahren noch zu
spüren sein. Vielleicht lässt sich aus diesen Gründen ein Dämpfer für Tony Blairs
Appetit nach einer führenden Rolle in Europa ablesen; besonders deswegen, da die-
ser Appetit begann, ihm innenpolitische Probleme zu bereiten.

Anmerkung
Übersetzt aus dem Englischen von Mariano
Barbato, M.A., Ludwig-Maximilians-Universität
München.
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